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§ 22a Einschränkung von Grundrechten
§ 23 Änderung des Vergnügungssteuergesetzes
§ 24 Änderung des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen
§ 25 Rechts- und Verwaltungsverordnungen
§ 26 Inkrafttreten, Übergangsvorschrift



Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. 1969 S.
712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember
2019 (GV. NRW. S. 1029), in Kraft getreten am 1. Januar
2020 und Abgabenordnung (AO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866;
2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 27, 28 des Gesetzes
vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096, 3125) geändert
worden ist, nach den Vorschriften des KAG NRW über die
entsprechende Anwendung der Vorschriften der
Abgabenordnung zusammengefasst:



Allgemeine Vorschriften
§ 1 Kommunalabgaben

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände sind berechtigt,
nach Maßgabe dieses Gesetzes Abgaben (Steuern,
Gebühren und Beiträge) zu erheben, soweit nicht Bundes-
oder Landesgesetze etwas anderes bestimmen. Dies gilt mit
Ausnahme der Erhebung von Steuern ebenfalls für Anstalten
des öffentlichen Rechts gemäß § 114 a der
Gemeindeordnung und für gemeinsame
Kommunalunternehmen gemäß § 27 des Gesetzes über
kommunale Gemeinschaftsarbeit.

(2) Gesetz im Sinne des Kommunalabgabengesetzes ist jede
Rechtsnorm.

(3) Die Bestimmungen der §§ 12 bis 22a gelten auch für
Steuern, Gebühren, Beiträge und sonstige Abgaben, die von
den Gemeinden und Gemeindeverbänden auf Grund
anderer Gesetze erhoben werden, soweit diese keine
Bestimmung treffen.

§ 2 Rechtsgrundlage für Kommunalabgaben

(1) Abgaben dürfen nur auf Grund einer Satzung erhoben
werden. Die Satzung muss den Kreis der Abgabeschuldner,
den die Abgabe begründenden Tatbestand, den Maßstab
und den Satz der Abgabe sowie den Zeitpunkt ihrer
Fälligkeit angeben.



(2) Eine Satzung, mit der eine im Lande nicht erhobene
Steuer erstmalig oder erneut eingeführt werden soll, bedarf
zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung des für Kommunales
zuständigen Ministeriums und des für Finanzen zuständigen
Ministeriums.



Die einzelnen Abgaben
§ 3 Steuern

(1) Die Gemeinden können Steuern erheben. Eine
Jagdsteuer darf ab 1. Januar 2013 nicht erhoben werden. Die
Erhebung einer Steuer auf die Erlangung der Erlaubnis,
Gestattung oder Befugnis zum Betrieb eines
Gaststättengewerbes ist unzulässig.

(2) Die Gemeinden und Kreise sollen Steuern nur erheben,
soweit die Deckung der Ausgaben durch andere Einnahmen,
insbesondere durch Gebühren und Beiträge, nicht in
Betracht kommt. Dies gilt nicht für die Erhebung der
Vergnügungssteuer und der Hundesteuer.

(3) Wird eine Steuer erhoben, kann durch Satzung festgelegt
werden, dass der Steuerpflichtige Vorauszahlungen auf die
Steuer zu entrichten hat, die er für den laufenden
Veranlagungszeitraum voraussichtlich schulden wird.

(4) Die Steuersatzung kann Dritte, die zwar nicht
Steuerschuldner sind, aber in rechtlichen oder
wirtschaftlichen Beziehungen zum Steuergegenstand oder
zu einem Sachverhalt stehen, an den die Steuerpflicht oder
der Steuergegenstand anknüpft, verpflichten, die Steuer zu
kassieren, abzuführen und Nachweis darüber zu führen, und
ferner bestimmen, dass sie für die Steuer neben dem
Steuerschuldner haften.

§ 4 Gebühren (Allgemeines)



(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können
Gebühren erheben.

(2) Gebühren sind Geldleistungen, die als Gegenleistung für
eine besondere Leistung - Amtshandlung oder sonstige
Tätigkeit - der Verwaltung (Verwaltungsgebühren) oder für
die Inanspruchnahme öffentlicher Einrichtungen und
Anlagen (Benutzungsgebühren) erhoben werden.

§ 5 Verwaltungsgebühren

(1) Verwaltungsgebühren dürfen nur erhoben werden, wenn
die Leistung der Verwaltung von dem Beteiligten beantragt
worden ist oder wenn sie ihn unmittelbar begünstigt.

(2) Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige Leistung
abgelehnt oder vor ihrer Beendigung zurückgenommen, so
sind 10 bis 75 v. H. der Gebühr zu erheben, die bei ihrer
Vornahme zu erheben wäre. Wird der Antrag lediglich wegen
Unzuständigkeit abgelehnt, so ist keine Gebühr zu erheben.

(3) Für Widerspruchsbescheide darf nur dann eine Gebühr
erhoben werden, wenn der Verwaltungsakt, gegen den
Widerspruch erhoben wird, gebührenpflichtig ist und wenn
und soweit der Widerspruch zurückgewiesen wird. Die
Gebühr beträgt höchstens die Hälfte der für den
angefochtenen Verwaltungsakt festzusetzenden Gebühr.

(4) Das veranschlagte Gebührenaufkommen soll die
voraussichtlichen Aufwendungen für den betreffenden
Verwaltungsbereich nicht übersteigen.

(5) Mündliche Auskünfte sind gebührenfrei.

(6) Von Gebühren sind befreit



das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbände, sofern
die Leistung der Verwaltung nicht ihre wirtschaftlichen
Unternehmen betrifft oder es sich nicht um eine beantragte
sonstige Tätigkeit i. S. d. § 4 Abs. 2 auf dem Gebiet der
Bauleitplanung, des Kultur-, Tief- und Straßenbau handelt,

die Bundesrepublik und die anderen Länder, soweit
Gegenseitigkeit gewährleistet ist,

die Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen
Rechts, soweit die Leistung der Verwaltung unmittelbar der
Durchführung kirchlicher Zwecke i. S. d. § 54 der
Abgabenordnung dient.

Die Gebührenbefreiung gilt nicht für gemäß § 6 Abs. 1 Satz
2, § 19 Satz 1 ÖGDG erbrachte Leistungen.

(7) Besondere bare Auslagen, die im Zusammenhang mit
der Leistung entstehen, sind zu ersetzen, auch wenn der
Zahlungspflichtige von der Entrichtung der Gebühr befreit
ist. Auslagen können auch demjenigen auferlegt werden,
der sie durch unbegründete Einwendungen verursacht hat.
Zu ersetzen sind insbesondere

a) im Einzelfall besonders hohe Telegrafen-, Fernschreib-,
Fernsprechgebühren und Zustellungskosten,

b) Kosten öffentlicher Bekanntmachungen,

c) Zeugen- und Sachverständigenkosten,

d) die bei Dienstgeschäften den beteiligten
Verwaltungsangehörigen zustehenden
Reisekostenvergütungen,

e) Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sachen.



Für den Ersatz der baren Auslagen gelten die Vorschriften
dieses Gesetzes entsprechend.

§ 6 Benutzungsgebühren

(1) Benutzungsgebühren sind zu erheben, wenn eine
Einrichtung oder Anlage überwiegend dem Vorteil einzelner
Personen oder Personengruppen dient, sofern nicht ein
privatrechtliches Entgelt gefordert wird. Im Übrigen können
Gebühren erhoben werden. Das veranschlagte
Gebührenaufkommen soll die voraussichtlichen Kosten der
Einrichtung oder Anlage nicht übersteigen und in den Fällen
des Satzes 1 in der Regel decken. § 109 der
Gemeindeordnung bleibt unberührt.

(2) Kosten im Sinne des Absatzes 1 sind die nach
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen Kosten.
Der Gebührenrechnung kann ein Kalkulationszeitraum von
höchstens drei Jahren zugrunde gelegt werden.
Kostenüberdeckungen am Ende eines
Kalkulationszeitraumes sind innerhalb der nächsten vier
Jahre auszugleichen; Kostenunterdeckungen sollen innerhalb
dieses Zeitraumes ausgeglichen werden. Zu den Kosten
gehören auch Entgelte für in Anspruch genommene
Fremdleistungen, Abschreibungen, die nach der
mutmaßlichen Nutzungsdauer oder Leistungsmenge
gleichmäßig zu bemessen sind, sowie eine angemessene
Verzinsung des aufgewandten Kapitals; bei der Verzinsung
bleibt der aus Beiträgen und Zuschüssen Dritter
aufgebrachte Eigenkapitalanteil außer Betracht. Soweit die
Umsätze von Einrichtungen und Anlagen der Umsatzsteuer
unterliegen, können die Gemeinden und Gemeindeverbände
die Umsatzsteuer den Gebührenpflichtigen auferlegen.

(3) Die Gebühr ist nach der Inanspruchnahme der
Einrichtung oder Anlage zu bemessen


